
Mit ihrem fünften Rechtsmittelgrund wirft die Rechtsmittelfüh-
rerin dem Gericht vor, dadurch mehrere Rechtsfehler begangen
und gegen seine Begründungspflicht verstoßen zu haben, dass es
entschieden habe, die Kommission sei berechtigt gewesen, die
gegen sie verhängte Geldbuße wegen wiederholter Zuwiderhand-
lung zu erhöhen, obwohl weder eine Rechtsgrundlage noch eine
endgültige Verurteilung vorgelegen hätten, auf die sich eine sol-
che Erhöhung hätte stützen können. Hierdurch habe das Gericht
sowohl gegen den allgemeinen Grundsatz der Gesetzmäßigkeit
der Strafen als auch gegen die Grundsätze der Rechtssicherheit
und des sachgerechten Rechtsschutzes verstoßen.

Mit ihrem sechsten und letzten Rechtsmittelgrund macht die
Rechtsmittelführerin schließlich geltend, das Gericht habe einen
Rechtsfehler begangen, als es entschieden habe, die Kommission
sei berechtigt gewesen, den Grundbetrag der Geldbuße wegen
der Abschreckungswirkung zu erhöhen, denn für die Beurtei-
lung, ob es angezeigt sei, die Geldbuße aus diesem Grund zu
erhöhen, hätte sie den Endbetrag der Geldbuße zugrundelegen
müssen.

(1) 2005/471/EG: Entscheidung der Kommission vom 27. November
2002 bezüglich eines Verfahrens zur Durchführung von Artikel 81
des EG-Vertrags in der Sache COMP/E-1/37.152 — Gipsplatten
(ABl. L 166, S. 8).

(2) Verordnung Nr. 17/62 des Rates vom 7. Februar 1962, Erste Durch-
führungsverordnung zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrages
(ABl. 13, S. 204).

(3) Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur
Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niederge-
legten Wettbewerbsregeln (ABl. L 1, S. 1).

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts
Berlin (Deutschland) eingereicht am 23. September 2008 —

Yasar Erdil gegen Land Berlin

(Rechtssache C-420/08)

(2008/C 327/20)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Verwaltungsgericht Berlin

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Yasar Erdil

Beklagter: Land Berlin

Vorlagefrage

Kann sich ein türkischer Staatsangehöriger, der die Rechtsposi-
tion nach Art. 7 Satz 12. Spiegelstrich ARB 1/80 innehat und
seit seiner Geburt im Jahre 1989 im Bundesgebiet lebt, auf den

besonderen Ausweisungsschutz nach Art. 28 Abs. 3 lit. a) der
Richtlinie 2004/38/EG (1) vom 29. April 2004 berufen?

(1) Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer
Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei
zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG)
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG,
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG,
75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG (Text von
Bedeutung für den EWR); ABl. L 158, S. 77. (Berichtigung der Richt-
linie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
29. April 2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familien-
angehörigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewe-
gen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG)
Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG,
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG,
75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG; ABl L 229,
S. 35).

Vorabentscheidungsersuchen des Conseil d'État (Belgien)
eingereicht am 26. September 2008 — Enviro Tech

(Europe) Ltd/Belgischer Staat

(Rechtssache C-425/08)

(2008/C 327/21)

Verfahrenssprache: Französisch

Vorlegendes Gericht

Conseil d'État (Belgien)

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Enviro Tech (Europe) Ltd

Beklagter: Belgischer Staat

Vorlagefragen

Frage 1:

— Ist die Richtlinie 2004/73/EG (1) mit der Rahmenrichtlinie
67/548/EWG (2), insbesondere deren Anhang V Punkt A.9,
in dem die Methoden für die Bestimmung von Flammpunk-
ten festgelegt werden, vereinbar, soweit sie nPB auf der
Grundlage eines einzigen, bei einer Temperatur von 10° C
durchgeführten Tests als leichtentzündlichen Stoff (R 11) ein-
stuft?

— Ist die Richtlinie 2004/73/EG mit der Rahmenrichtlinie
67/548/EWG, insbesondere deren Anhang VI Nr. 4.2.3. ver-
einbar, soweit sie nPB, ohne den eindeutigen Nachweis von
in geeigneten Tierversuchen beobachteten toxischen Wirkun-
gen, die den starken Verdacht rechtfertigen könnten, dass die
Exposition eines Menschen gegenüber dem Stoff entwick-
lungsschädigende Wirkungen haben kann, und außerdem
auf der Basis von Tests, in denen toxische Wirkungen nur
bei Tieren festgestellt wurden, die einer Konzentration von
250 ppm ausgesetzt waren, also dem Elffachen des Höchst-
wertes und dem Vierzigfachen des Durchschnittswertes der
nPB-Konzentration, der der Mensch bei der Handhabung des
Produkts ausgesetzt ist, als reproduktionstoxischen Stoff der
Kategorie 2 (R 60) einstuft?
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— Ist die Richtlinie 2004/73/EG mit der Rahmenrichtlinie
67/548/EWG, insbesondere deren Anhängen V und VI ver-
einbar, soweit sie ohne Beachtung der in den genannten
Anhängen angeführten Methoden und Kriterien nPB unter
Berufung auf den Grundsatz der Vorsicht als leichtentzündli-
chen (R 11) und reproduktionstoxischen Stoff der Kategorie
2 (R 60) einstuft?

— Ist die Richtlinie 2004/73/EG mit der Rahmenrichtlinie
67/548/EWG vereinbar, soweit sie nPB auf der Grundlage
von Tests, die sich von denen unterschieden, die bei Konkur-
renzprodukten, insbesondere Chlorhalogenen, durchgeführt
werden, und unter Verstoß gegen den Verhältnismäßigkeits-
grundsatz als leichtentzündlichen (R 11) und reproduktions-
toxischen Stoff der Kategorie 2 (R 60) einstuft?

Frage 2:

— Hätte das Königreich Belgien, falls die Richtlinie 2004/73/EG
mit der Richtlinie 67/548/EWG unvereinbar sein sollte, von
der Umsetzung der sich aus der Richtlinie 2004/73/EG
ergebenden Einstufung von nPB in innerstaatliches Recht
absehen oder sogar von dieser Einstufung abweichen müs-
sen, obwohl nach Art. 2 der Richtlinie 2004/73/EG „die Mit-
gliedstaaten … die erforderlichen Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften [erlassen], um dieser Richtlinie spätestens am
31. Oktober 2005 nachzukommen“?

(1) Richtlinie 2004/73/EG der Kommission vom 29. April 2004 zur
neunundzwanzigsten Anpassung der Richtlinie 67/548/EWG des
Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für
die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe
an den technischen Fortschritt (ABl. L 152, S. 1).

(2) Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur Anglei-
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung,
Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe (ABl. 196, S. 1).

Vorabentscheidungsersuchen des VAT and Duties Tribunals
de Londres (Vereinigtes Königreich), eingereicht am
29. September 2008 — Terex Equipment Limited/The
Commissioners for Her Majesty's Revenue and Customs

(Rechtssache C-430/08)

(2008/C 327/22)

Verfahrenssprache: Englisch

Vorlegendes Gericht

VAT and Duties Tribunals de Londres

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Terex Equipment Limited

Beklagter: The Commissioners for Her Majesty's Revenue and
Customs

Vorlagefragen

1. Erlaubt der Zollkodex (1), insbesondere Art. 78 Abs. 3, eine
nachträgliche Prüfung der Anmeldung, um den Zollverfah-
renscode zu korrigieren, und ist HMRC gegebenenfalls ver-
pflichtet, die Anmeldung zu ändern und den Fall zu regeln?

2. Sind im vorliegenden Fall unter den oben, Nrn. 3 bis 21,
zusammengefassten Umständen die Waren im Sinne von
Art. 203 Abs. 1 des Zollkodex der zollamtlichen Überwa-
chung entzogen worden, weil Art. 865 der Durchführungs-
verordnung (2) eingreift?

3. Falls dies zu bejahen ist, ist damit eine Zollschuld nach
Art. 203 des Zollkodex entstanden?

4. Selbst wenn keine Zollschuld nach Art. 203 des Zollkodex
entstanden sein sollte, ist eine Zollschuld nach Art. 204 ent-
standen unter Berücksichtigung

(i) der Feststellungen zur „offensichtlichen Fahrlässigkeit“ in
den Nrn. 34 bis 43 und

(ii) der Frage, ob HMRC gegen Art. 221 Abs. 3 des Zollko-
dex verstoßen hat, weil sie die nach Art. 204 entstandene
Zollschuld nicht innerhalb der vorgesehenen Frist mitge-
teilt hat?

5. Unter der Voraussetzung, dass

i) keine Regelung nach Art. 78 des Zollkodex möglich ist,

ii) eine Zollschuld entstanden ist und

iii) ein besonderer Fall im Sinne von Art. 899 der Durchfüh-
rungsverordnung vorliegt:

Durfte das vorlegende Gericht angesichts der oben, Nrn. 3
bis 22, dargestellten Umstände und der nachstehenden Fest-
stellungen zu dem Ergebnis gelangen, dass keine offensichtli-
che Fahrlässigkeit vorlag, so dass die Zollschuld gemäß Art.
239 des Zollkodex erlassen werden sollte?

(1) Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 302, S. 1).

(2) Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993
mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG)
Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemein-
schaften (ABl. L 253, S. 1).

20.12.2008 C 327/13Amtsblatt der Europäischen UnionDE


